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Merkel hat die Bremse reingehauen
Die Bundeskanzlerin war es offenbar leid, immer nur zu appellieren – Den lauten Protest von Verbänden nimmt sie hin
Von unserer Berliner
Korrespondentin Kristina Dunz

M Berlin. Was hat Angela Merkel
nicht alles versucht. „Die Lage ist
ernst“, „Bitte bleiben Sie zu Hau-
se“, „Verzichten Sie auf jede Rei-
se, jede Feier, die nicht zwingend
notwendig ist“ – die Deutschen er-
leben in der Corona-Krise eine Sei-
te der Kanzlerin, die sie zuvor in
den 15 Jahren ihrer Amtszeit nicht
kennengelernt haben. Bitten, Mah-
nungen, Warnungen. Die sonst
gern so sachliche Physikerin plötz-
lich mit viel Emotion in einer Krise,
die sie für ein furchtbares Unglück
hält, für die größte Herausforde-
rung seit dem Zweiten Weltkrieg.

Aber nun muss der 66-Jährigen
der Geduldsfaden gerissen sein.
Schon ihr Podcast am Samstag, in
dem sie einfach ihren Podcast aus
der Vorwoche wiederholte und vo-
ranstellte, dass ihr schlicht nichts
Besseres einfalle, war ein Hinweis
darauf. Das ist so, als wenn Jour-
nalisten ihren Kommentar von neu-
lich noch mal drucken würden,
weil sie finden, dass sie damit be-
reits Recht hatten und es müßig ist,
das nur noch mal anders aufzu-
schreiben. Von drohendem „Un-
heil“ hatte sie in den vergangenen
Wochen gesprochen und über zu
weiche Maßnahmen geschimpft.

Merkel war es offensichtlich jetzt
leid, wie eine Mutter dem unvor-
sichtigen Kind mit immer neuen
Beschreibungen zu erklären, dass
die Herdplatte verdammt heiß ist.
Deshalb betonte sie, dass „Wort für
Wort“ gelte, was sie in der Vorwo-
che gesagt habe. Etwa dieses: „Je-
der Tag zählt.“

An jedem neuen Tag schnellte
die Zahl der Neuinfektionen dann
aber weiter in die Höhe. 15 000 wa-
ren es am Mittwoch, die Zahl der
Toten stieg innerhalb von nur zwei
Wochen auf mehr als das Doppelte.
Das übertrifft sogar Merkels
schlimmste Befürchtungen.

„Wenn es bei diesem Tempo
bleibt, kommen wir an unsere Leis-
tungsgrenzen“, warnt sie deshalb
am Mittwochabend nach der Vi-
deoschalte mit den Ministerpräsi-
denten. Es müsse dringend ver-
hindert werden, dass es zu einem
nationalen Notstand des Gesund-
heitssystems komme. Das wich-
tigste Instrument zur Eindämmung
der Pandemie sei die Nachverfol-
gung der Kontakte. Aber diese
funktioniere an vielen Stellen nicht
mehr. Bei 75 Prozent der Fälle
„wissen wir nicht mehr, woher die
Infektionen kommen“.

Deswegen haben die Regie-
rungschefin und die Ministerprä-
sidenten, die lange genervt von
Merkels Strenge waren, nun ge-
meinsam die Bremse reingehauen.
Sie vereinbarten die Rückkehr zu
massiven Kontaktbeschränkungen,
um die Gefahr der Ansteckung zu
verringern. Diese gelten bereits ab
dem kommenden Montag. Dann
sollen sich Angehörige nur noch

des eigenen und eines weiteren
Hausstandes mit maximal zehn
Personen gemeinsam in der Öf-
fentlichkeit aufhalten dürfen. Frei-
zeit- und Unterhaltungsveranstal-
tungen werden untersagt, Theater,
Opern, Sportstätten, Gaststätten
werden bis Ende des Monats ge-
schlossen. Schulen und Kitas blei-
ben geöffnet. Die Hilfe des Bundes
wird erweitert.

„Eine befristete Kraftanstrengung“
„Wir brauchen noch einmal eine
nationale Kraftanstrengung, eine
befristete Kraftanstrengung“, ap-
pelliert Merkel. Sie spricht von har-
ten, belastenden Maßnahmen für
das gesamte Land. „Es ist heute
ein schwerer Tag für politische Ent-
scheidungsträger“, betont sie. In
etwa zwei Wochen sollen die Maß-
nahmen überprüft werden. Merkel
hofft auf Verständnis der Bürger.

Sie weiß nur zu gut, wie umstritten
die Entscheidungen sind.

Wie schwer die Entscheidungen
sind, zeigen die Reaktionen: Zahl-
reiche Interessenverbände be-
zeichnen die Maßnahmen als über-
zogen und ungerecht, Bundes-
tagsabgeordnete fordern eine Ein-
beziehung des Parlaments in die
Beschlussfassung. FDP und Linke
nennen die Maßnahmen unver-
hältnismäßig und damit unrecht-
mäßig. Erneute Klagen sind nicht
auszuschließen. Ärzte wiederum
bitten die Regierung um Hilfe bei
der Eindämmung der Pandemie.

Berlins Regierender Bürger-
meister Michael Müller (SPD) ist
derzeit Vorsitzender der Minister-
präsidentenkonferenz (MPK). Sei-
ne Landespartei will am Samstag
einen neuen Vorstand wählen. Da-
zu soll ein Parteitag mit 278 Dele-
gierten zusammenkommen. Bun-

desfamilienministerin Franziska
Giffey kandidiert. Wo bleibt die
Vorbildfunktion? Müller kündigt in
der Pressekonferenz ein Überden-
ken an.

Junge Union will eine Urwahl
CDU und Linke im Bund haben
zwar mehr Delegierte als die Ber-
liner SPD, aber sie haben ihre
Wahlparteitage mit erheblichen
Schwierigkeiten bereits abgesagt,
um der Corona-Politik Glaubwür-
digkeit zu verleihen. Der Streit in
der CDU, deren Kandidat für den
Vorsitz, Friedrich Merz, die Absa-
ge der Wahl als gezielten Schlag
aus der Parteispitze gegen sich be-
wertet, geht heftig weiter. Die Jun-
ge Union teilte mit, dass der Lan-
desverband Sachsen-Anhalt ihren
Vorschlag aufgenommen und beim
Bundesvorstand die Prüfung einer
Urwahl beantragt habe.

Die größte Sorge von Regierun-
gen in Bund und Ländern ist aber
nicht, dass die CDU bis Weih-
nachten einen neuen Vorsitzenden
hat, sondern ob die Menschen im
Land wenigstens gemeinsam
Weihnachten feiern können. Denn
das mag sich keiner vorstellen:
Harte private Kontaktbeschrän-
kungen, wenn die Sehnsucht vieler
Menschen nachZusammensein und
innerem Frieden gerade in diesem
Jahr am größten ist.

Bayerns Ministerpräsident Mar-
kus Söder (CDU) versucht, Mut zu
machen. Es dürften die Fehler zu
früher Lockerungen nicht wieder-
holt werden, warnt er. Aber bei al-
lem Schwermut gebe es Grund
zum Optimismus. Es handele sich
diesmal um einen „milderen Lock-
down“, Impfstoffe seien in Arbeit.
Deshalb, erklärt Söder: „Es gibt
auch ein Morgen.“

Da geht es lang: Bundeskanzlerin Angela Merkel hat die Länder auf Linie gebracht, die Maßnahmen im Kampf gegen Corona werden wieder deutlich ver-
schärft. Und die Kanzlerin zeigt sich emotional wie nie zuvor. Foto: dpa

Hintergrund

Wissenschaftler gegen einen pauschalen Lockdown
Ärzte undWissenschaftler haben
sich gegen ein breitesHerunter-
fahren des Alltagslebens zur Coro-
na-Eindämmung ausgesprochen
undwerben für größere Bemühun-
genumAkzeptanz. „Eine pauschale
Lockdown-Regelung istweder
zielführendnoch umsetzbar“, sagte
der Chef der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV), Andreas
Gassen.Man könnenicht das ganze

Land„WochenundMonate in eine
Art künstliches Koma“ versetzen,
auch angesichts bleibender Schä-
den für Gesellschaft, Kultur und
Wirtschaft. Nötig seien zielgerich-
teteMaßnahmen zur Eindämmung.
Essenziell für einGelingen sei die
Kooperation der Bevölkerung etwa
bei Regeln zu AbstandundMasken.
In einemPositionspapier, das nach
KBV-Angabenmehrereweitere

Ärzteverbändeunterstützen,wird
zudemeine Abkehr vonder umfas-
senden individuellenNachverfol-
gungpersönlicher Kontakte von
Infizierten gefordert, die in vielen
Gesundheitsämtern ohnehin nicht
mehr gelinge. Vielmehr solle eine
Priorität auf Fällemit Bezug zume-
dizinischen Einrichtungenoder
Veranstaltungenmit vielen Infi-
zierten liegen.Der Bonner Virologe

Hendrik Streeck kritisierte zudem,
„dass der Schutz der Risikogruppe
zu kurz kommt“. Vorkehrungenund
Tests in PflegeheimenundKliniken
seien nicht systematisch genug.Der
Hamburger Virologe Jonas
Schmidt-Chanasit betonte, die
Schutzregeln seien eigentlich aus-
reichend –müssten aber besser er-
klärtwerden, etwa auchMenschen,
die nicht gutDeutsch sprechen.

Das sind die konkreten Beschlüsse
Kitas und Schulen sollen diesmal offen bleiben – Doch in vielen anderen Bereichen gibt es Einschränkungen

M Berlin. Das Ziel ist klar formu-
liert: Familien und Freunde sollen
sich zu Weihnachten wieder ohne
größere Angst treffen können. Doch
dafür müssen sich alle jetzt erst
mal deutlich einschränken, meinen
Bund und Länder. Die neuen Re-
geln kommen denen vom Frühling
schon recht nah. Sie sollen am 2.
November in Kraft treten – und vor-
erst bis Monatsende gelten.

1 Kontakte: In der Öffentlich-
keit dürfen sich nur noch An-

gehörige zweier Haushalte treffen
– maximal zehn Personen. Feiern
in Wohnungen und privaten Ein-
richtungen werden als „inakzep-
tabel“ bezeichnet.

2 Gastronomie: Restaurants,
Bars, Klubs, Diskotheken und

Kneipen werden geschlossen. Er-
laubt sind weiter Lieferdienste und
Essen zum Mitnehmen. Auch Kan-
tinen dürfen öffnen.

3 Freizeit: Freizeiteinrichtungen
werden geschlossen. Dazu ge-

hören Theater, Opern, Konzert-
häuser, Messen, Kinos, Freizeit-
parks, Saunen, Spielhallen, Spiel-
banken, Wettannahmestellen und
Bordelle. Alle Veranstaltungen, die
der Unterhaltung dienen, werden
untersagt.

4 Sport: Fitnessstudios,
Schwimm- und Spaßbäder

werden geschlossen. Der Ama-
teursportbetrieb wird eingestellt,
Vereine dürfen also nicht mehr
trainieren. Individualsport, also et-
wa das Joggen allein oder zu

zweit, ist weiter er-
laubt. Profisport wie die
Fußball-Bundesliga ist
nur ohne Zuschauer
zugelassen.

5 Reisen: Die Bürger
sollen auf private

Reisen, Tagesausflüge
und Verwandtenbesu-
che verzichten – auch
im Inland. Lediglich
zwingende Dienstrei-
sen sollen weiter mög-
lich sein. Hotels und
Pensionen dürfen keine
Touristen mehr aufnehmen.

6 Dienstleistungen: Kosmetik-
studios, Massagepraxen und

Tattoostudios werden geschlossen,
weil hier der Mindestabstand nicht

eingehalten werden
kann. Medizinisch not-
wendige Behandlungen
etwa beim Physiothe-
rapeuten oder Fußpfle-
ge sind weiter möglich.
Auch Friseure bleiben
geöffnet. Die dort gel-
tenden Hygienevor-
schriften seien ausrei-
chend.

7 Arbeit: Überall, wo
das möglich ist, soll

wieder von zu Hause
gearbeitet werden.

8 Einkaufen: Der Einzelhandel
bleibt geöffnet – es gibt aber

Vorschriften, wie viele Kunden
gleichzeitig im Laden sein dürfen.
Es gilt die Regel: ein Kunde braucht

mindestens zehn Quadratmeter
Platz. In einer Beschlussvorlage
der Bundesregierung war ur-
sprünglich von 25 Quadratmetern
die Rede gewesen.

9 Schulen und Kitas: Schulen
und Kindergärten bleiben

diesmal offen. Darauf hatten vor al-
lem Wirtschaftsinstitute und -ver-
bände gedrängt, um Eltern im
Homeoffice nicht erneut zu belas-
ten. Auch Einrichtungen der Sozi-
al- und Jugendhilfe bleiben dies-
mal offen.

10 Firmen: Betriebe, Selbst-
ständige und Vereine, die

von den neuen Corona-Regeln be-
sonders betroffen sind, bekommen
große Teile ihres Umsatzausfalls
ersetzt. Bei Firmen mit maximal 50

Mitarbeitern gleicht der Bund 75
Prozent aus, bei größeren wird
nach EU-Beihilferecht entschieden.
Die Finanzhilfen sollen ein Ge-
samtvolumen von bis zu 10 Milli-
arden Euro haben.

11 Risikogruppen: Bund und
Länder wollen Kranke,

Pflegebedürftige, Senioren und Be-
hinderte besonders gegen die sich
verschärfende Corona-Krise schüt-
zen. Die verfügbaren Corona-
Schnelltests „sollen jetzt zügig und
prioritär in diesem Bereich einge-
setzt werden“, damit sichere Kon-
takte ermöglicht werden könnten.
Der besondere Schutz von Kran-
kenhäusern, Pflegeheimen, Senio-
ren- und Behinderteneinrichtun-
gen dürfe aber nicht zu einer voll-
ständigen sozialen Isolation führen.

„Große Grup-
pen im privaten
Raum sind ein
No-Go.“
SPD-Gesundheitsexperte
Karl Lauterbach zu den
Kontaktbeschränkungen

Kommentar

Manfred Ruch
zu den Folgen des
„Lockdown light“

Zieht endlich
die Verweigerer
zur Rechenschaft

D ie Regierungen in Bund
und Ländern drohen mit
ihrem neuen Maßnah-

menpaket gegen die Verbreitung
des Coronavirus viel Kredit bei
Bürgerinnen und Bürgern zu ver-
spielen. Der „Lockdown light“, wie
die drastischen Einschränkungen
genannt werden, trifft in vielen Fäl-
len ganz undifferenziert die Fal-
schen, während die wahren Pan-
demietreiber kaum zur Rechen-
schaft gezogen werden.

Mehr als 80 Prozent der Menschen
in Deutschland haben bislang treu
und brav alle Abstands- und Hy-
gieneregeln umgesetzt. Zahlreiche
Gastronomen und Kultureinrich-
tungen haben im Vertrauen auf die
Politik viel Zeit und Geld in auf-
wendige Hygienekonzepte inves-
tiert, um die Sicherheit ihrer Gäste
zu gewährleisten. Sie alle müssen
sich vor den Kopf gestoßen fühlen.

Gleichzeitig mussten wir mit anse-
hen, wie die Zahl der Corona-Ver-
stöße stieg und stieg. Wie der Staat
von Demonstranten ohne Maske
vorgeführt wurde. Wie Großhoch-
zeiten gefeiert wurden, als gäbe es
keine Pandemie. Wie sich in ein-
schlägigen Gaststätten das feiern-
de Publikum dicht an dicht drängte
oder hinter verschlossenen Türen
illegale Partys organisiert wurden.
Haben wir danach von drakoni-
schen Bußgeldern gehört?

Es ist ganz gewiss eine schwere
Zeit für die Politik. Das Infektions-
geschehen hat sich so sehr be-
schleunigt, dass die Reißleine un-
ausweichlich scheint. Doch etwas
unterscheidet die aktuelle Lage er-
heblich von der Situation im Früh-
jahr: Im März wussten wir quasi
noch nichts über das Coronavirus
und konnten nur mit einem kom-
pletten Lockdown reagieren. Jetzt
wissen wir viel mehr über das In-
fektionsgeschehen – und letztlich
auch, wer die Pandemietreiber sind.
Es sind vor allem private Feiern
und Zusammenkünfte in geschlos-
senen Räumen, bei denen Hygie-
ne- und Abstandsregeln unbeach-
tet bleiben. Es sind also bewusste
Verstöße von Menschen, die sich
nicht darum scheren, welche Fol-
gen das für die Gesellschaft hat.

Ein Lichtblick: Die Politik hat we-
nigstens zusätzliche Hilfen für die
von Schließung betroffenen Be-
triebe angekündigt. Aber sie muss
endlich auch konsequent gegen
diejenigen vorgehen, die die Co-
rona-Regeln missachten. Gerade
Letzteres erwarten die mehr als 80
Prozent, die sich daran halten.

Y E-Mail: manfred.ruch
@rhein-zeitung.net
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